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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 

städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Stellungnahme zum Vorentwurf vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

„EWU Standort – Am Schwemmberg“ der Gemeinde Serba, SHK 

(Planstand: November 2022) 

 

2 Anlagen 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

durch die o.g. Bauleitplanung werden folgende durch das Thüringer 

Landesverwaltungsamt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 

 

1. Belange der Raumordnung und Landesplanung (Anlage 1) 

2. Beachtung des Entwicklungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB (Anlage 2) 

 

In der Anlage 2 erhalten Sie darüber hinaus weitere beratende 

planungsrechtliche Hinweise. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. 

Olaf Hosse 

Referatsleiter 

(ohne Unterschrift, da elektronisch gezeichnet) 

  

http://www.thueringen.de/
file://///VSrv-Daten-SHL/kerstin.tivodar$/VIS/A%20neue%20Vorlagen%20nach%20Markenhandbuch/Weimar/www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/
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Anlage 1 zum Schreiben vom 06.01.2023 zum Vorentwurf vorhabenbezogenen Bebauungsplans „EWU Standort 

– Am Schwemmberg“ der Gemeinde Serba (unser Zeichen: 5090-340-4621/3192-1-84573/2022) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der 

Raumordnung und Landesplanung 

 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne  

 Zustimmung, Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

 
☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 

Sachstands 

 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll der Betriebsstandort der Firma EWU 
Thüringer Wurst und Spezialitäten GmbH, Serba in der Gemarkung Klengel gesichert 
und eine Erweiterung ermöglicht werden. Das ca. 4,6 ha große Plangebiet liegt südlich 
der Ortslage Klengel, östlich von Serba und der L 1070 im Außenbereich und ist von 
Wald umgeben. 
 
Gemäß Raumnutzungskarte des Regionalplanes Ostthüringen (RP-OT, Bekanntgabe 
der Genehmigung im ThürStAnz 25/12 vom 18.06.2012) liegt das Plangebiet innerhalb 
eines Vorbehaltsgebietes Freiraumsicherung. In den Vorbehaltsgebieten 
Freiraumsicherung soll dem Erhalt der schutzgutorientierten Freiraumfunktionen der 
Naturgüter Boden, Wald, Wasser, Klima, Flora und Fauna sowie des Landschaftsbildes 
bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes 
Gewicht beigemessen werden (Grundsatz G 4-6, RP-OT). 
 
Gemäß den Grundsätzen 2.4.1 G und 2.4.2 G des LEP sollen sich die 
Siedlungsentwicklung in Thüringen am Prinzip „Innen- vor Außenentwicklung“ und die 
Flächeninanspruchnahme für Siedlungszwecke am gemeindebezogenen Bedarf 
orientieren und dem Prinzip „Nachnutzung vor Flächenneuinanspruchnahme“ folgen. 
 
Das Ansinnen, den seit 1995 bestehenden Betriebsstandort der Firma EWU zu sichern 
und die vom Betrieb geplanten Erweiterungen und Betriebsteilangliederungen zu 
ermöglichen, kann aus raumordnerischer Sicht grundsätzlich nachvollzogen werden.  
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Das Plangebiet liegt allerdings im Außenbereich in einem sensiblen Landschaftsraum, 
der im RP-OT auch als Vorbehaltsgebiet Freiraumsicherung festgelegt wurde. Mit der 
geplanten Erweiterung sind Eingriffe in das umgebende Waldgebiet verbunden 
(Rodung, Waldumwandlung).  
 
Ebenfalls in dem betroffenen Waldgebiet, südwestlich des EWU-Standortes, liegt das 
Plangebiet des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Serba – Unter den kleinen Fichten“. 
Sofern dieser Plan noch rechtswirksam ist, würde er weitere Eingriffe in den 
Landschaftraum ermöglichen. Zudem wurde der Gemeinde Serba im RP-OT keine 
zentralörtliche Funktion zugewiesen (vgl. Z 1-1, R-OT), sodass sich die 
Gewerbeflächenentwicklung auf bereits ortsansässige Betriebe beschränken sollte. Für 
Neuansiedlungen sind aus raumordnerischer Sicht geeignete Flächen in den 
umliegenden zentralen Orten, insbesondere in den Mittelzentren Eisenberg und 
Hermsdorf/Bad Klosterlausnitz, zu nutzen.  
 
Im Jahr 2008 wurde ein Aufhebungsverfahren für den genannten Bebauungsplan 
eingeleitet. Ob dies abgeschlossen und der Plan rechtswirksam aufgehoben wurde, ist 
uns nicht bekannt. Sollte dies nicht der Fall sein, ist dieser Plan parallel zur Aufstellung 
des Planes für die Firma EWU aufzuheben, da für weitere Gewerbeflächen in diesem 
Umfang kein gemeindebezogener Bedarf besteht und so mögliche Beeinträchtigungen 
des Landschaftraumes und der mit der Festlegung als Vorbehaltsgebiet 
Freiraumsicherung verbundenen raumordnerischen Erfordernisse vermieden werden 
können. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 06.01.2023 zum Vorentwurf vorhabenbezogenen Bebauungsplans „EWU Standort 

– Am Schwemmberg“ der Gemeinde Serba (unser Zeichen: 5090-340-4621/3192-1-84573/2022) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zur Beachtung des 

Entwicklungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB 

 

 
1. ☒ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die in der Abwägung  

 nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Die Gemeinde 

Serba hat bislang keinen Flächennutzugsplan aufgestellt, sodass keine 

Entwicklungsgrundlage vorliegt.  

 

 
b) Rechtsgrundlage 

§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB  

 

 
c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, einen vorzeitigen Bebauungsplan nach § 8 

Abs. 4 BauGB aufzustellen. Die in der Begründung zum vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan „EWU Standort – Am Schwemmberg“, Pkt. 8.3 enthaltenen 

Darlegungen zu der beabsichtigten Aufstellung des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans nach § 8 Abs. 4 BauGB können nur bedingt nachvollzogen 

werden. 

 

 
d) Begründung der Einwendungen 

 

Nach § 1 Abs. 1, 2 BauGB soll die Bauleitplanung zweistufig erfolgen: Während in 

dem Flächennutzungsplan (als vorbereitender Bauleitplan) die sich aus der 

beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung 

nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen für das 

ganze Gemeindegebiet gem. § 5 Abs. 1 BauGB darzustellen sind, soll der 

Bebauungsplan in einem konkret festgesetzten Geltungsbereich das Baurecht 

nach § 9 BauGB verbindlich regeln und als Grundlage für den Vollzug nach § 8 

Abs. 1 BauGB dienen. Damit der Bebauungsplan dabei nicht die Weichen für die 

gesamtgemeindliche Entwicklung stellt, wird durch das Entwicklungsgebot nach 

§ 8 Abs. 2, 3 BauGB vorgegeben, dass der Einzelplan mit der 

gesamtgemeindlichen Planung kompatibel sein muss. 

 

Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan, mit dem Baurecht für eine 

Erweiterung eines vorhandenen Gewerbebetriebes der Fleischverarbeitung 

geschaffen werden soll, liegt eine entsprechende Entwicklungsgrundlage nicht vor. 

 

Vor dem Flächennutzungsplan kann ein Bebauungsplan nur aufgestellt werden, 

wenn die Anforderungen nach § 8 Abs. 4 BauGB erfüllt werden. Danach müssen 

dringende Gründe die vorzeitige Planung erfordern und es muss zu erwarten sein, 

dass die Planung der gesamtgemeindlichen städtebaulichen Entwicklung nicht 

entgegenstehen wird. 
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Die Dringlichkeit einer Planung muss sich aus städtebaulichen Gründen ergeben. 

Ohne Aufstellung des vorzeitigen Bebauungsplans müssen erhebliche Nachteile 

für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde drohen, die die Umgehung des 

Regelfalls einer zweistufigen Planung rechtfertigen. Ein rein privater Bauwunsch 

reicht für sich regelmäßig nicht aus, die Dringlichkeit der Planung zu begründen. 

Dringend ist eine Planung vielmehr dann, wenn sie (zugleich) zu einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung dringend erforderlich ist und die 

Flächennutzungsplanung nicht abgewartet werden kann, um das Planungsziel zu 

erreichen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sich ohne die vorzeitige 

Planung ein städtebaulicher Missstand ergeben würde.  

 

Zum anderen besteht die Anforderung, dass die vorzeitige Planung der 

städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde nicht entgegenstehen wird. 

Insbesondere darf die Einzelplanung nicht selbst die Weichen für die 

gesamtgemeindliche Entwicklung stellen. Aus der „gesamtgemeindlichen 

Perspektive“ muss sich ergeben, dass ein entsprechender Bauflächenbedarf 

besteht und dass der in der Einzelplanung vorgesehene Standort der 

bestgeeignete ist, den entsprechenden Bedarf zu decken. 

 

Im vorliegenden Fall ist aus folgenden Gründen nur bedingt erkennbar, dass o.g. 

Anforderungen erfüllt werden: 

 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll Baurecht für eine Erweiterung 

des bereits seit 1995 ansässigen Betriebes EWU Thüringer Wurst und 

Spezialitäten GmbH mit aktuell 55 Beschäftigten geschaffen werden, der in den 

vergangenen Jahren eine Umsatzsteigerung zu verzeichnen hatte. Nach den in 

der Begründung, S. 4 – 5 und 9 - 10 enthaltenen Darlegungen ist die 

Betriebserweiterung, bei der bis zu 20 neue Arbeitsplätze geschaffen werden 

sollen, Voraussetzung für eine zukunftsorientierte qualitative und quantitative 

Unternehmensentwicklung. Im Hinblick darauf, dass der Betrieb als Arbeitgeber 

und Steuerzahler eine hohe wirtschaftliche Bedeutung für die Gemeinde Serba 

hat, ist es nachvollziehbar, dass die Flächennutzungsplanung nicht erst 

abgewartet werden soll, bevor Baurecht geschaffen wird. 

 

Die angestrebte Baurechtschaffung steht allerdings einigen planungsrechtlichen 

Berücksichtigungsgeboten entgegen. Der Vollzug des 4,6 ha umfassenden 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans, der losgelöst vom Siedlungsbereich im 

Wald zwischen der A 9 und der L 1070 (Hermsdorfer Straße) liegt, wird entgegen 

dem in § 1a Abs. 2 Satz 2, 3 enthaltenen Gebot zu einer erheblichen baulichen 

Verfestigung des Gewerbestandortes und Umwandlung von Waldflächen führen. 

Dabei soll sich die durch Gebäude oder für Stellplätze und Zufahrten genutzte 

Fläche mehr als verdoppeln, was eine Rodung des vorhandenen Waldes auf einer 

12.650 qm großen Fläche zur Folge hat.  

 

Um den Anforderungen des Waldabstands nach § 26 Abs. 5 Thür WaldG zu 

genügen, muss zudem eine ca. 1,2 ha große Waldfläche, die vorrangig aus 

Laubmischwald bzw. aus Laub-Nadel-Mischwald besteht, gerodet und zu einem 

mit Sträuchern bewachsenen Waldsaum umgewandelt werden.1 

 

                                                
1 Zu den Flächenangaben vgl. Umweltbericht, S. 51, 52  
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Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach einer Standortalternative. Dabei 

sind einerseits die in der Gemeinde vorliegenden Flächenpotentiale für eine 

gewerbliche Entwicklung und andererseits die Ansiedlungsmöglichkeit auf einer 

siedlungsstrukturell günstiger gelegenen Fläche in den Blick zu nehmen. In der 

Begründung, S. 10 fehlen diesbezüglich Darlegungen. Die Aussage, eine 

generelle Standortverlagerung egal an welchen anderen Standort sei 

betriebswirtschaftlich nicht darstellbar, greift zu kurz, da sie nur aus der 

Perspektive der Einzelplanung erfolgte und die gesamtgemeindliche Entwicklung 

nicht im Blick hat. 

 

In der Gemeinde Serba, der raumordnerisch keine zentralörtliche Funktion 

zugewiesen wurde und die insofern nur gewerbliche Bauflächen für ihren 

gewerblichen Eigenbedarf ausweisen kann, liegen bereits an verschiedenen 

Standorten große Flächenausweisungen für eine gewerbliche Nutzung vor, die 

zum Teil noch erhebliche Flächenpotentiale aufweisen. Neben den an der B 7 / 

Eisenberger Straße gelegenen Gewerbegebieten „Bahnhofstraße“ und „Hinterm 

Teich“ hat die Gemeinde 1993 den Vorhaben- und Erschließungsplan für das 

„Gewerbegebiet Serba – Unter den kleinen Fichten“ aufgestellt.  

 

Der etwa 30 ha umfassende Geltungsbereich dieses Plans hat ebenso eine 

siedlungsstrukturell losgelöste Lage. Er liegt südwestlich des Geltungsbereichs 

des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans „EWU Standort – Am 

Schwemmberg“, westlich der L 1070. Eine Umsetzung erfolgte bislang nicht, der 

Geltungsbereich wird landwirtschaftlich genutzt. Nach einer zunächst angestrebten 

1. Änderung 2006 wurde im Jahr 2008 ein Aufhebungsverfahren eingeleitet. Nach 

den im Thüringer Landesverwaltungsamt vorliegenden Unterlagen wurde dieses 

Aufhebungsverfahren jedoch nicht abgeschlossen. 

 

Nach aktueller Sach- und Rechtslage ist somit davon auszugehen, dass im 

südlichen Gewerbegebiet westlich der L 1070 erhebliche Flächenpotentiale für 

eine gewerbliche Entwicklung vorliegen. Wenn die Gemeinde Serba gleichwohl in 

unmittelbarer Nähe eine weitere bislang nicht überplante Fläche östlich der L 1070 

als Gewerbegebiet vor dem Flächennutzungsplan ausweisen möchte, dann ist 

diese gewerbliche Planung insbesondere hinsichtlich der Bedarfsgerechtigkeit zu 

rechtfertigen.  

 

Im Rahmen der Flächennutzungsplanung kann die Art der Bodennutzung nach § 5 

Abs. 1 BauGB nur nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde 

dargestellt werden. Da die vorhandenen Flächenpotentiale bereits den 

gewerblichen Flächenbedarf der Gemeinde Serba erheblich überschreiten, steht 

die Planung „EWU Standort – Am Schwemmberg“ der dieser Anforderung 

verpflichteten gesamtgemeindlichen Entwicklung entgegen. 

 

Die Gemeinde kann dem (wie oben dargestellt grundsätzlich nachvollziehbaren) 

städtebaulichen Interesse, den vom Fleischverarbeitungsbetrieb EWU genutzten 

Gewerbestandort durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu sichern und 

zu erweitern, nur bei einer parallelen Aufhebung des Vorhaben- und 

Erschließungsplans „Gewerbegebiet Serba – Unter den kleinen Fichten“ 

entsprechen. Das bereits 2008 eingeleitete Aufhebungsverfahren ist spätestens 

bis zum Satzungsbeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „EWU 

Standort – Am Schwemmberg“ mit der Bekanntmachung abzuschließen. 

 



Seite 7 von 11 

 

 

Andernfalls kann der vorhabenbezogene Bebauungsplan „EWU Standort – Am 

Schwemmberg“ nicht als vorzeitiger Bebauungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB zum 

Abschluss kommen, da er im Widerspruch zur gesamtgemeindlichen 

bedarfsgerechten gewerblichen Entwicklung steht. 

 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der im Jahr 1993 aufgestellte und nicht 

vollzogene Vorhaben- und Erschließungsplan „Gewerbegebiet Serba – Unter den 

kleinen Fichten“ aus dem Jahr 1993 auch nach § 12 Abs. 6 BauGB aufgehoben 

werden soll. Für das Aufhebungsverfahren kann das vereinfachte Verfahren nach 

§ 13 BauGB angewendet werden. 

 

 

2. ☒ Fachliche Stellungnahme 

 

Damit die vorgegebene regelmäßig anzuwendende zweistufige Planung nicht 

umgangen wird, unterliegt der vorzeitige Bebauungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB 

grundsätzlich hohen Anforderungen. (Die zunächst geltenden Sonderregelungen für 

die fünf neuen Länder, nach denen auch ohne Dringlichkeitsnachweis vorzeitige 

Planungen aufgestellt werden konnten, sind entfallen.) Die Gemeinde Serba hat über 

30 Jahre Zeit gehabt haben, einen Flächennutzungsplan aufzustellen. Es ist nicht 

nachzuvollziehen, warum bei jedem Plan erneut auf die fehlenden finanziellen Mittel 

zur Aufstellung des Flächennutzungsplans verwiesen wird. 

 

Auch wenn vorliegender vorhabenbezogener Bebauungsplan „EWU Standort - Am 

Schwemmberg“ unter der Voraussetzung der Aufhebung des benachbarten Vorhaben- 

und Erschließungsplans „Gewerbegebiet Serba – Unter den kleinen Fichten“ noch den 

Anforderungen des § 8 Abs. 4 BauGB genügen mag, wird der Gemeinde empfohlen, 

das Flächennutzungsplanverfahren einzuleiten und zügig zum Abschluss zu bringen, 

um die städtebauliche Entwicklung zukünftig nicht zu behindern.  

 

 

Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 
1. Der Bebauungsplan steht planungsrechtlichen Berücksichtigungsgeboten entgegen. Der 

Vollzug des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, der losgelöst vom Siedlungsbereich in 
einem zwischen der A 9 und der L1070 gelegenen Wald liegt, führt zu einem erheblichen 
Waldverlust durch die geplante gewerbliche Nutzung und durch die Umwandlung von 
Waldflächen im Waldabstand. Die in der Begründung, S. 12 enthaltene Aussage, „durch 
das Planvorhaben“ würden „keine wesentlichen oder gar erheblichen 
Umweltauswirkungen bzw. Beeinträchtigungen ausgelöst“, kann vor diesem Hintergrund 
nicht nachvollzogen werden. 

 

Zu den nach § 1 Abs. 6 Nr. 7, 8b und § 1a Abs. 2, 3 BauGB berührten Belangen ist in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB darzulegen, aus welchen gewichtigeren 
städtebaulichen Belangen der Eingriff in den Wald nicht vermieden werden kann, sondern 
erforderlich ist. 

 

Wenn in diesem Zusammenhang davon ausgegangen wird, Waldflächen könnten in dem 
nach § 26 Abs. 5 ThürWaldG geforderten Waldabstand nach entsprechendem Umbau 
erhalten bleiben und sogar eine höhere ökologische Wertigkeit als im Bestand 
bekommen, kann ein Ermittlungs- und Bewertungsfehler nach § 2 Abs. 3, 4 BauGB 
vorliegen, der einen Abwägungsmangel zur Folge hat.  
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Die Festsetzungen der Waldflächen W 2 innerhalb des Waldabstands und ihre Bewertung 
mit einer ökologischen Bedeutungsstufe von 40 ist im Verhältnis zur Bewertung der 
bestehenden Waldflächen mit einer ökologischen Bedeutungsstufe von 25 – 30 (vgl. 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanz, Umweltbericht, S. 51 und 52) nicht nachzuvollziehen. 
Nach Rodung der Waldflächen im Waldabstand und Herstellung einer Strauchzone im 
Nahbereich einer gewerblichen Bebauung liegt ein erheblicher Wertverlust vor, dem in der 
Abwägung Rechnung zu tragen ist (s. hierzu auch unter Pkt. 5 unten). 

 

2. Im waldrechtlichen Waldabstand im Sinne von § 26 Abs. 5 ThürWaldG wurde in dem 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine Fläche für Wald nach § 9 Abs. 1 Nr. 18b 

BauGB festgesetzt, die nach der textlichen Festsetzung § 4 Abs. 2 BauGB nach dem 

Maßnahmenblatt A 1 anzulegen und zu pflegen ist. Unabhängig davon, dass der Verweis 

auf das Maßnahmenblatt ins Leere läuft, da dieser kein Satzungsbestandteil darstellt (vgl. 

Pkt. 4 unten), ist die Festsetzung einer Fläche für Wald im Waldabstand zu hinterfragen.  

 

Festsetzungen zu Anpflanzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB dürfen nach § 9 Abs. 1 

Nr. 18 BauGB nicht für Waldflächen getroffen werden. Hier handelt es sich zwar um einen 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan, der im Bereich des Vorhaben- und 

Erschließungsplans nach § 12 Abs. 3 BauGB nicht an die Rechtsgrundlage des § 9 

BauGB gebunden ist. Aber auch wenn der Vorhabenträger zugleich auch Eigentümer der 

im Vorhaben- und Erschließungsplan gelegenen Waldflächen ist, ist die Festsetzung einer 

Waldfläche für einen Bereich, der von Waldbäumen grundsätzlich freigehalten werden 

soll, fraglich. Wir empfehlen, im zukünftigen Waldabstand eine Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 

15 BauGB) oder eine Anpflanzungsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) festzusetzen. Die 

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB und nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

können auch miteinander kombiniert werden. 

 

3. Die Auswirkungen der in der Planzeichnung und in § 2 (2) textlich getroffenen 

Festsetzung zur maximalen Höhe der Gebäude sind nicht erkennbar. Hier wurde zwar 

zeichnerisch ein Höhenbezugspunkt nach § 18 Abs. 1 BauGB festgesetzt. Auch wurde in 

der Planzeichnung angegeben, dass der Höhenbezugspunkt 327,9 m ü NHN liegt. Die 

Planunterlage enthält jedoch keine Angaben zur vorhandenen Geländehöhe, wie nach § 1 

Abs. 2 PlanZV verlangt. Welche Höhenlage das Plangebiet im Verhältnis zum 

festgesetzten Höhenbezugspunkt hat, ist damit unklar. Nur aus der Begründung, S. 14 

ergibt sich, dass ein „relativ wenig bewegtes Gelände“ vorliegt. Die Angaben zur 

vorhandenen Geländehöhe sind in der Planunterlage zu ergänzen. 

 

4. In den textlichen Festsetzungen kann nicht auf Angaben im Umweltbericht verwiesen 

werden, da dieser keinen Satzungsbestandteil darstellt, sondern der Satzung nur 

beizufügen ist (vgl. § 2a BauGB). Sollen die Festlegungen des im Umweltbericht 

abgedruckten Maßnahmenblattes A 1 eine konstitutive Rechtswirkung entfalten, so 

müssen diese Festlegungen mit in die textlichen Festsetzungen aufgenommen werden. 

 

5. Der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 

sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 

Nr. 7 a BauGB bezeichneten Bestandteilen sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 

zu berücksichtigen (§ 1a Abs. 3 BauGB). Aus den Planunterlagen wird nicht deutlich, wie 

diesem Berücksichtigungsgebot angemessen Rechnung getragen werden soll. Im 

Hinblick auf die im Umweltbericht S. 46, 47 enthaltene Eingriffs- und Ausgleichsbilanz 

werden erhebliche Ermittlungs- und Bewertungsfehler bei der Bewertung der Bestands- 

und Planungsflächen vermutet.  
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Dies ergibt sich aus Folgendem: 

 

 Unklar ist, warum ein bestehender Laub-Nadel Mischwald bzw. Laubmischwald mit 

einer Bedeutungsstufe von 25 bzw. 28 bzw. 30 eine geringere Wertigkeit als eine 

Strauchfläche in der festgesetzten Fläche W 2 haben soll, die mit einer 

Bedeutungsstufe von 40 bewertet wurde. Da sich letztere zukünftig im Nahbereich 

einer gewerblichen Bebauung befinden wird, müssten diese Flächen eher mit einer 

Bedeutungsstufe von 20 – 25 bewertet werden. 

 

 Unklar ist darüber hinaus, warum die im Geltungsbereich festgesetzte Straßenfläche, 

die voll versiegelt ist, nicht bewertet wurde. Auf der Planungsseite wurden nur die 

nicht voll versiegelten Bankettflächen bewertet. 

 

 Unklar ist darüber hinaus, warum auf der Planungsseite die Grünfläche zum Erhalt 

des vorhandenen Stillgewässers mit einer Bedeutungsstufe von 30 bewertet wurde. 

Zeichnerisch wurde hier ein schmaler Grünstreifen als Grünfläche festgesetzt, für die 

keine konkreten textlichen Festsetzungen getroffen wurden. In dieser Grünfläche liegt 

ein 5 qm großes Standgewässer vor (vgl. Angaben im Umweltbericht, S. 51 und 52). 

Nach der Planung rückt die Bebauung näher an das Standgewässer heran. Die 

Bewertung der Grünfläche, der eine ökologische Wertigkeit, wie ein Laubmischwald 

zukommen soll, ist nicht nachzuvollziehen.  

 

 Unklar ist darüber hinaus die relativ hohe Bewertung der Grünflächen auf der 

Planungsseite, die inmitten der gewerblichen Hallenbebauung bzw. die am Rand von 

Stellplatzflächen realisiert werden sollen mit einer ökologischen Bedeutungsstufe von 

20. Dies ist im Verhältnis der Bewertung von Fichten- und Fichtenmischwäldern bzw. 

Kiefern- und Kiefermischwäldern mit einer Bedeutungsstufe 25 nicht gerechtfertigt. 

 

Die in der Begründung, S. 16 enthaltene Aussage, die Waldumwandlung in dem 30m-

Waldabstand löse gem. § 14 Abs. 2 BNatSchG keinen naturschutzrechtlichen 

Ausgleichsbedarf aus, kann nicht nachvollzogen werden. Nicht ausgleichspflichtig ist nach 

§ 14 Abs. 2 BNatSchG die forstwirtschaftliche Bodennutzung, soweit dabei die Ziele des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt werden. Der Waldumbau ist 

jedoch nicht forstwirtschaftlich motiviert, sondern ist eine notwendige Folge der 

angestrebten planungsrechtlichen Baurechtschaffung im Wald. Er unterliegt der in § 1a 

Abs. 3 BauGB geregelten Ausgleichspflicht. 

 

Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz ist so zu überarbeiten, dass die Ermittlung des nach 

§ 1a Abs. 3 BauGB zu berücksichtigenden Ausgleichsbedarfs nachvollziehbar ist. Die in 

dem Umweltbericht, S. 46 enthaltene Zielstellung, die Kompensation solle möglichst 

innerhalb des Geltungsbereichs des Plans umgesetzt und gesichert werden, lässt sich 

offensichtlich nur zum Teil umsetzen.  

 

Der außerhalb des festgesetzten Geltungsbereichs des Vorhaben- und 

Erschließungsplans unterzubringende naturschutzrechtliche Ausgleichsbedarf kann mit 

dem waldrechtlichen Ausgleichsbedarf gekoppelt werden (s. hierzu Pkt. 6). 

 

6. Mit der zuständigen Forstbehörde ist abzustimmen, inwieweit der Eingriff in die 

Waldflächen durch die Überbauung und durch den Waldumbau in den 30m-

Abstandsflächen einen waldrechtlichen Ausgleichsbedarf nach § 10 Abs. 3 Thür Wald G 

auslöst.  
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Der vorhabenbezogene Bebauungsplan kann nach § 10 Abs. 2, 3 BauGB nur 

abgeschlossen werden, wenn die waldrechtlichen Ausgleichsflächen verfügbar sind und 

der Vollzug der entsprechenden funktionsgleichen Ausgleichsaufforstung im 

Durchführungsvertrag rechtlich gesichert ist. 
 

7. Das Vorliegen eines Vorhaben- und Erschließungsplans ist Wirksamkeitsvoraussetzung 

eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans (BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 – 4 C 4/16, 

OVG NRW, Urteil vom 23.01.2006 – 7 D 60/04.NE). 

 
Hier wurde der Vorhaben- und Erschließungsplan (bestehend aus dem Lageplan mit 
vorhabenkonkreten Eintragungen zu den geplanten Gebäude- und Erschließungsanlagen) 
auf dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit abgedruckt.  

 

Wenn der Vorhaben- und Erschließungsplan zusammen mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan in dem Satzungsplan als Planurkunde aufgenommen werden soll, ist 
durch einen zu ergänzenden ausdrücklichen Vermerk klarzustellen, dass die Planurkunde 
des Bebauungsplans zugleich auch der Vorhaben- und Erschließungsplan sein soll. Nur 
in diesem Fall kann auf die Erstellung des Vorhaben- und Erschließungsplans als 
gesonderter Satzungsbestandteil verzichtet werden. (vgl. BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 
– 4 C 4/16 und u.a. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 27.03.2014 – 8 S 47/12, 
Bayerischer VGH, Urteil vom 20.04.2011 – 15 N 10.1320). 

 

8. Es wird darauf hingewiesen, dass in einen Vorhaben- und Erschließungsplan nur 
Grundstücke liegen dürfen, über die der Vorhabenträger zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses verfügt und auf denen das geplante Vorhaben und die dazu 
notwendigen Erschließungsmaßnahmen realisiert werden sollen. Einzelne Flächen 
außerhalb des Bereichs des Vorhaben- und Erschließungsplans können in den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 Abs. 4 BauGB bei einem ergänzenden 
Regelungsbedarf einbezogen werden.  

 

Hier hat der Vorhaben- und Erschließungsplan denselben Geltungsbereich, wie der 

vorhabenbezogene Bebauungsplan. Insofern wird vermutet, dass der Vorhabenträger 

Eigentümer der im Vorhaben- und Erschließungsplan liegenden Flächen ist. (Siehe hierzu 

Aussage in der Begründung, S. 15, wonach dem Vorhabenträger alle im Geltungsbereich 

liegenden Waldflächen gehören.) 

 

9. Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan kann nach § 12 Abs. 1 BauGB nur dann 

aufgestellt werden, wenn (neben dem abgeschlossenen Durchführungsvertrag zur 

Realisierung der Vorhaben und Erschließungsmaßnahmen) innerhalb einer bestimmten 

Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungskosten auch ein Nachweis 

vorliegt, dass der Vorhabenträger zur Durchführung der Vorhaben und der 

Erschließungsmaßnahmen im Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans in 

der Lage ist.  

 

Diese Anforderung betrifft nicht nur die Möglichkeit des Vorhabenträgers, Zugriff auf die 

zur Verwirklichung des Vorhabens erforderlichen Grundstücke zu haben, sondern auch, 

dass er über ausreichende finanzielle Mittel verfügt, die Vorhaben und 

Erschließungsmaßnahmen, für die durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Baurecht geschaffen werden soll, durchzuführen und den vertraglichen Verpflichtungen 

nachzukommen (vgl. u.a. BVerwG, Beschluss vom 06.03.2018 – 4 BN 13.17).  
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Dabei muss seine finanzielle Leistungsfähigkeit das gesamte Vorhaben umfassen; die 

Finanzierungsfähigkeit nur eines Teils des Vorhabens ist nicht ausreichend (vgl. OVG MV, 

Urteil vom 30.09.2005 – 3 K 35/04).  

 

Nach Aussage der Begründung, S. 5 soll der Vorhaben- und Erschließungsplan hier in „2 

Baustufen“ verwirklicht werden. Dabei soll die „2. Baustufe“ erst in 10 – 15 Jahren 

realisiert werden. Vor diesem Hintergrund ist es fraglich, ob o.g. Anforderungen nach § 12 

Abs. 1 BauGB hier erfüllt werden.  

 

Aus diesem Grund empfehlen wir, einen Bebauungsplan nach § 9 BauGB aufzustellen. 

Auch ein Bebauungsplan kann einen starken Vorhabenbezug haben. Die 

Durchführungsverpflichtungen zu den Vorhaben, die in den beiden Baustufen realisiert 

werden sollen sowie zum Vollzug der Ausgleichsmaßnahmen können in einem 

städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB geregelt werden. Dabei können die 

Realisierungszeiträume freier geregelt werden, als in einem Durchführungsvertrag nach § 

12 Abs. 1 BauGB. 
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eMail

Betreff: B Plan Serba 02.12.2022 13:51:50
An: info@meiplan.de
Von: kl.goetze-shk@arcor.de
Priorität: Normal
Anhänge: 0

Sehr geehrte Damen und Herren,,

der NABU Thüringen hat Ihre Unterkagen zum B Plan Serba erhalten.Wir 

weisen darauf hin, dass der B Plan unrechtmäßig ist und eine 

Priveligierung im Sinne des Gemeinwohls nich besteht, sondern rein 

privaten Interessen dient.

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Götze,Vors. NABU SHK e.V.

ameissner
Bleistift

ameissner
Bleistift



eMail

Betreff: Vorhabensbezogener B-Plan Serba - zur Kenntnis 05.12.2022 08:15:57
An: info@meiplan.de
Von: bauamt@bad-klosterlausnitz.de
Priorität: Normal
Anhänge: 0

Sehr geehrte Hauptamtsleiterin,

der NABU hat den vorhabensbezogenen B Plan erhalten. Ich mache Sie 

darauf aufmerksam,das dieser für ein Vorhaben im Aussenbereich erstellt 

wurde und daher nach  §35 BauGB unzulässig ist.  Das hat der Planer auch 

explizid erwähnt. Aus unserer Sicht ist die Planung abzulehnen, da das 

Vorhaben nicht dem Wohle der Allgemeinheit dient, sondern rein privaten 

Interessen.Wir behalten uns vor, auch Klage gegen das Vorhaben zu erheben.

Klaus Götze,

Vorsitzender des NABU Saaleholzlandkreis e.V.

Original Message processed by david®

Vorhabensbezogener B-Plan Serba  3. Dezember 2022, 11:12 Uhr

Von Klaus Götze <kl.goetze-shk@arcor.de>

An hauptamt@bad-klosterlausnitz.de <hauptamt@bad-klosterlausnitz.de>

Frau Schau

Mitarbeiterin Bauamt

Gemeinde Bad Klosterlausnitz - Markt 3 - 07639 Bad Klosterlausnitz
Erfüllende Gemeinde für: Albersdorf - Bobeck - Scheiditz - Schlöben - Schöngleina - Serba -

Tautenhain - Waldeck - Weißenborn

Versandzeit: 08:15 05.12.22

Tel.: 036601/57114 Internet: www.bad-klosterlausnitz.de

Fax: 036601/57122 E-Mail: bauamt@bad-klosterlausnitz.de

ameissner
Bleistift

ameissner
Bleistift



eMail

Betreff: WG: B Plan Serba 05.12.2022 11:35:41
An: "Anne Dumjahn" <info@meiplan.de>
Von: l.reilard@la-21.com
Priorität: Hoch
Anhänge: 1

winmail.dat 14.337 Bytes 05.12.2022 10:36:01

Hallo Andreas,

zur Info eine Mail von Herrn Götze.

-----Ursprüngliche Nachricht-----

Von: Klaus Götze <kl.goetze-shk@arcor.de> 

Gesendet: Freitag, 2. Dezember 2022 14:02

An: LA21 Nordhausen - Björn Diener <b.diener@la-21.com>

Betreff: B Plan Serba

Sehr geehrte Damen und Herren,

der uns vorliegende B Plan ist ungesetzlich. Das Vorhaben liegt im 

Aussenbereich und ist kein priveligiertes Vorhaben nach § 34 BuGB. Es dient 

rein privaten Adressen , Wir sind nach $ 63 BNatSchG anerkannter Träger 

öffentlichere Belange und bestzen das Verbandsklagerecht.

Klaus Götze, Freib. Hydrogeologe und  Vors. NABU SHK

ameissner
Bleistift



 

Vorsitzender: Otmar Töpfer, Alexanderstraße 23, 99817 Eisenach, Tel. 03691/71524, eMail: aho.verein-thueringen@t-online.de 

Konto: Sparkasse Arnstadt-Ilmenau, IBAN: DE29 8405 1010 1831 0000 98, BIC: HELADEF1ILK 
Steuer-Nr. 156/141/12562 

 

 

ARBEITSKREIS HEIMISCHE ORCHIDEEN 

THÜRINGEN E. V. 
Nach Bundesnaturschutzgesetz anerkannter Naturschutzverband 

 

 

 

 

 

AHO Thüringen e.V., Uta Rudolph 

Auenstraße. 31, 99880 Mechterstädt 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihr Zeichen          Ihre Nachricht vom Unser Zeichen Datum 

        25.11.2022 211/22 14.12.2022 

Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "EWU Standort - Am 

Schwemmberg" der Gemeinde Serba;  

hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 

4 (1) BauGB sowie der benachbarten Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB im o.a. 

Planverfahren  

 

Sehr geehrter Herr Meißner, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns für die Einbeziehung in der obigen Mitwirkungsangelegenheit. 

Der Arbeitskreis Heimische Orchideen Thüringen e.V. hat im Rahmen seiner satzungs-

gemäß vertretenen Schutzgüter, heimische wildwachsende Orchideen und botanischer 

Artenschutz, keine Einwände oder Ergänzungen zum Vorhaben vorzubringen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Stadtplanungsbüro Meißner &  

Dumjahn GbR 

Käthe-Kollwitz-Str. 9 

 

99734 Nordhausen 
Geschäftsstelle des AHO 

Tel.: 03622-2004440 

eMail: aho.thueringenGS@t-online.de 

www.aho-thueringen.de 

mailto:aho.thueringenGS@t-online.de



